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Exporteure müssen neben den nationalen Exportvor-
schriften aus dem Außenwirtschaftsgesetz (neu seit 
September 2013) und der Außenwirtschaftsverord-
nung auch internationale Embargos beachten. 
 
 
Internationale Embargos 
 
Ein Embargo ist eine Wirtschaftssanktion gegenüber 
einem bestimmten Staat, das den entsprechenden 
Außenwirtschaftsverkehr beschränkt oder verbietet. 
Zu den Embargomaßnahmen gehören unter anderem 
Waffenembargo, Ausfuhrverbote und –beschränkun-
gen, Einfuhrverbote oder Verbote technischer und 
finanzieller Hilfen in Form von Totalembargos, Teil-
embargos oder Waffenembargos.  
 
Ein Totalembargo enthält Verbote im Außenwirt-
schaftsverkehr, wobei Ausnahmen (z.B. zu humanitä-
ren Zwecken) bestehen können. Teilembargos enthal-
ten Beschränkungen und Verbote für bestimmte Wirt-
schaftsbereiche, Handlungen oder Rechtsgeschäfte. 
Ein Waffenembargo enthält Beschränkungen oder 
Verbote für die Lieferung von Waffen, Munition, Rüs-
tungsmaterialien und dergleichen. Das BAFA infor-
miert auf seiner Internetseite über die aktuell beste-
henden Embargomaßnahmen. 
 
Die häufigste Grundlage eines Embargos ist eine Re-
solution des UN-Sicherheitsrates. Diese wird in der 
Europäischen Union (EU) durch Beschlüsse der EU 
auf dem Gebiet der Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) umgesetzt, diese Beschlüsse 
binden die Mitgliedstaaten völkerrechtlich. Die GASP-
Beschlüsse ihrerseits werden in EU-Verordnungen 
umgesetzt, die in den Mitgliedstaaten unmittelbar gel-

ten. Die EU-Verordnungen basieren also auf UN-
Resolutionen, die in GASP-Beschlüsse und dann in 
EU-Verordnungen umgesetzt werden. Die EU-
Verordnungen gehen den nationalen gesetzlichen 
Vorschriften vor, die aber ergänzend eingreifen, wenn 
ein bestimmter Sachverhalt in den EU-Verordnungen 
nicht geregelt ist. 
 
 
Aktuelle Embargos gegen Russland 
 
Die Europäische Union hat sich am 29. Juli 2014 auf 
sektorale Wirtschaftssanktionen gegen Russland ge-
einigt.  
Die Sanktionen beinhalten ein Waffenembargo, Maß-
nahmen im Bereich Kapitalmarkt sowie Verbote für 
die Ausfuhr von Dual-Use-Gütern und Ausrüstung für 
bestimmte Projekte im Energiebereich. Daneben um-
fassen die beschlossenen Maßnahmen die Auswei-
tung von Kontensperrungen und Einreiseverboten und 
ein Investitions- und Lieferverbot für bestimmte Infra-
strukturprojekte auf der Krim.   
 
 
Maßnahmen der Europäischen Union im März 
2014 
 
Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen 
Union verurteilten im März 2014 die grundlose Verlet-
zung der Souveränität der territorialen Unversehrtheit 
der Ukraine durch die Russische Förderation scharf. 
Angesichts der Handlungen durch die Russische Fö-
deration, die die territoriale Unversehrtheit, Souveräni-
tät und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen, verhängte der Rat mit Beschluss vom 17. 
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März 2014 Reisebeschränkungen und Maßnahmen 
zum Einfrieren von Vermögenswerten.  
 
EU-Verordnung vom 18. Juli 2014 
 
Mit Verordnung vom 18. Juli 2014 wurden die restrik-
tiven Maßnahmen ausgeweitet, insbesondere auf 
Einrichtungen, juristische Personen und Organisatio-
nen, die materiell oder finanziell Maßnahmen unter-
stützen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveräni-
tät und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder 
bedrohen.  
 
 
EU-Verordnung vom 31. Juli 2014 
 
Die Verordnung vom 31. Juli 2014 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, 
die die Lage in der Ukraine destabilisieren, legt weite-
re Wirtschaftssanktionen fest. 
 
 
Güter und Technologien mit doppeltem Verwen-
dungszweck 
 
Nach Artikel 2 der Verordnung ist es verboten, Güter 
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck 
mit oder ohne Ursprung in der Union unmittelbar oder 
mittelbar an natürliche oder juristische Personen, Or-
ganisationen oder Einrichtungen in Russland oder zur 
Verwendung in Russland zu verkaufen, zu liefern, zu 
verbringen oder auszuführen, wenn diese Güter ganz 
oder teilweise für militärische Zwecke oder für einen 
militärischen Endnutzer bestimmt sind oder bestimmt 
sein könnten. 
Handelt es sich bei dem Endnutzer um die russischen 
Streitkräfte, so gelten alle von diesen beschafften 
Güter und Technologien mit doppeltem Verwen-
dungszweck als für militärische Zwecke bestimmt. 
Die zuständigen Behörden können keine Genehmi-
gungen für Ausfuhren an natürliche oder juristische 
Personen, Organisationen oder Einrichtungen in 
Russland oder zur Verwendung in Russland erteilen, 
wenn die Behörden hinreichende Gründe zu der An-
nahme haben, dass der Endnutzer Angehöriger der 
Streitkräfte sein könnte oder dass die Güter eine mili-
tärische Endverwendung haben könnten. 
Die zuständigen Behörden können jedoch eine Ge-
nehmigung erteilen, wenn durch die Ausfuhr eine 
Verpflichtung aus einem Vertrag oder einer Vereinba-
rung erfüllt wird, der bzw. die vor dem 1. August 2014 
geschlossen wurde. 
 

Technologien der Öl- und Gasindustrie 
 
Technologien gemäß Anhang II der Verordnung, also 
Technologien der Gas- und Ölindustrie (insbesondere 
Technologien zum Einsatz bei der Erdölexploration 
und –förderung in der Tiefsee und Arktis sowie Schie-
ferölprojekten in Russland), mit oder ohne Ursprung in 
der Union dürfen nur mit vorheriger Genehmigung 
unmittelbar oder mittelbar an natürliche oder juristi-
sche Personen, Organisationen oder Einrichtungen in 
Russland oder — wenn diese Ausrüstung oder Tech-
nologie für eine Nutzung in Russland bestimmt ist — 
in einem anderen Land verkauft, geliefert, verbracht 
oder ausgeführt werden. 
Für alle genehmigungspflichtigen Verkäufe, Lieferun-
gen, Verbringungen oder Ausfuhren wird die Geneh-
migung von den zuständigen Behörden des Mitglied-
staats, in dem der Ausführer niedergelassen ist, er-
teilt. Die Genehmigung ist in der gesamten Union gül-
tig. 
 
 
Katalog von Verboten 
 
Artikel 4 der Verordnung enthält einen weiteren Kata-
log von Verboten. Auch diese Verbote können durch 
Genehmigungen der zuständigen Behörde beseitigt 
werden. 
Nach dem Katalog ist es ist verboten, für natürliche 
oder juristische Personen, Organisationen oder Ein-
richtungen in Russland oder zur Verwendung in Russ-
land:  
 
a) unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe im Zu-
sammenhang mit den in der Gemeinsamen Militärgü-
terliste aufgeführten Gütern und Technologien oder im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung, Herstellung, 
Wartung und Verwendung der in dieser Liste aufge-
führten Güter zu erbringen; 
 
b) unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Fi-
nanzhilfen im Zusammenhang mit den in der Gemein-
samen Militärgüterliste aufgeführten Gütern und 
Technologien für deren Verkauf, Lieferung, Verbrin-
gung oder Ausfuhr oder für die Leistung von damit 
verbundener technischer Hilfe bereitzustellen, insbe-
sondere in Form von Zuschüssen, Darlehen und Aus-
fuhrkreditversicherungen oder –garantien;  
 
c) unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe oder 
Vermittlungsdienste im Zusammenhang mit Gütern 
und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck 
oder im Zusammenhang mit der Bereitstellung, Her-
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stellung, Wartung und Verwendung dieser Güter oder 
Technologien bereitzustellen, wenn die Güter und 
Technologien ganz oder teilweise für eine militärische 
Verwendung oder für einen militärischen Endnutzer 
bestimmt sind oder bestimmt sein könnten; 
 
d) unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Fi-
nanzhilfen im Zusammenhang mit den Gütern und 
Technologien mit doppeltem Verwendungszweck für 
deren Verkauf, Lieferung, Verbringung e oder Ausfuhr 
oder für die Leistung von damit verbundener techni-
scher Hilfe bereitzustellen, insbesondere in Form von 
Zuschüssen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherun-
gen, wenn diese Güter oder Technologien ganz oder 
teilweise für eine militärische Verwendung oder für 
einen militärischen Endnutzer bestimmt sind oder 
bestimmt sein könnten. 
 
 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente 
 
Weiter ist es nach der Verordnung vom 31.07.2014 
verboten, unmittelbar oder mittelbar übertragbare 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente mit einer 
Laufzeit von mehr als 90 Tagen, die nach dem 1. Au-
gust 2014 begeben wurden, zu kaufen, zu verkaufen, 
Vermittlungs- oder Hilfsdienste dafür zu erbringen 
oder anderweitig damit zu handeln, wenn diese von 
einer der nachstehend aufgeführten Personen oder 
Einrichtungen begeben wurden:  
 
a) einem größeren Kreditinstitut oder einem an-

deren größeren Institut, das ausdrücklich da-
mit beauftragt ist, die Wettbewerbsfähigkeit 
der russischen Wirtschaft und ihre Diversifi-
zierung zu fördern sowie Investitionsanreize 
zu schaffen und das in Russland niedergelas-
sen ist und sich zum 1. August 2014 zu über 
50 % in öffentlicher Inhaberschaft oder unter 
öffentlicher Kontrolle befinden, wie in Anhang 
III der Verordnung aufgeführt, oder  

 
b) einer juristischen Person, Organisation oder 

Einrichtung, die außerhalb der Union nieder-
gelassen ist und deren Anteile zu über 50 % 
von einer der in Anhang III aufgeführten Or-
ganisationen gehalten werden, oder  

 
c) einer juristischen Person, Organisation oder 

Einrichtung, die im Namen oder auf Anwei-
sung einer der unter Buchstabe b dieses Ab-
satzes genannten oder in Anhang III aufge-
führten Organisationen handelt.  

Exportgenehmigungen 
 
Exportgenehmigungen sind beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zu beantragen. 
Exporteure können Einzel-, Höchstbetrags-, Sammel- 
und allgemeine Ausfuhrgenehmigungen beantragen. 
 
Antrag 
 
Ergibt die Prüfung des Unternehmens, dass die zu 
exportierenden Güter genehmigungspflichtig sind, ist 
der Exporteur verpflichtet, die Genehmigung beim 
BAFA zu beantragen. Der Antrag kann beim BAFA 
online über das ELAN K 2 System gestellt werden, in 
Ausnahmefällen auch in Papierform. Um die Zeit für 
eine Einzelgenehmigung zu sparen, sollte der Expor-
teur als erstes prüfen, ob für die zu exportierenden 
Güter bereits eine Allgemeine Genehmigung vorliegt.  
 
Bei Antragstellung sind möglichst alle notwendigen 
Unterlagen beizufügen, damit der Antrag schnell und 
ohne Rückfragen bearbeitet werden kann. Dazu gehö-
ren Dokumente, die eine technische Einstufung und 
Beurteilung der Güter ermöglichen (z.B. Prospekte, 
Datenblätter). In dem Antrag ist konkret zu belegen, 
dass die zu exportierenden Güter ausschließlich zu 
einem zulässigen Zweck genutzt werden. Dazu ist die 
vorgesehene Verwendung beim Empfänger detailliert 
zu beschreiben. Der Ausführer muss seine Zollnum-
mer angeben; liegt diese noch nicht vor, wird sie das 
BAFA veranlassen. Zusätzlich muss der Ausführer 
einen Ausfuhrverantwortlichen benennen. 
 
Bei einer Online-Anmeldung über ELAN K 2 kann der 
Ausführer jederzeit den Status des Genehmigungs-
verfahrens abfragen. Ergibt sich bei der Antragsprü-
fung, dass die geplante Ausfuhr keiner Genehmi-
gungspflicht unterliegt, kann der Verbringer einen 
sogenannten Null-Bescheid beantragen. Der Null-
Bescheid stellt rechtsverbindlich fest, dass das Aus-
fuhrvorhaben weder verboten noch genehmigungs-
pflichtig ist. Dabei ist aber zu beachten, dass diese 
Aussage nur für das konkrete Vorhaben zum Zeit-
punkt der Antragstellung gilt. Der Bescheid ist nicht 
übertragbar auf andere oder künftige Vorhaben. 
 
 
 
Verantwortlichkeit für Exportkontrolle 
 
In einem Unternehmen ist die Geschäftsführung für 
die Exportkontrolle verantwortlich, sie kann aber die 
Organisation und Durchführung der betrieblichen Ex-
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portkontrolle im Unternehmen delegieren. Allerdings 
muss sichergestellt sein, dass die interne Organisati-
on zuverlässig arbeitet und die Mitarbeiter entspre-
chend ausgebildet sind. Der Arbeitgeber muss daher 
seine Mitarbeiter regelmäßig fachlich schulen und mit 
Änderungen der Exportkontrolle vertraut machen. 
 
 
 
Rechtsfolgen bei Exportverstößen 
 
Hat ein Unternehmen Exportkontrollvorschriften ver-
letzt, kann es diesen Verstoß nicht mehr nachträglich 
heilen. Unkenntnis de Vorschriften schützt das Unter-
nehmen oder den verantwortlichen Mitarbeiter nicht 
vor Strafe – ein fahrlässiger Verstoß ist schnell ver-
wirklicht und bereits durch das AWG sanktioniert. 
 
Die Novellierung des AWG hat die Straf- und Buß-
geldvorschriften klarer gefasst und stärker am Vorwurf 
der Vorwerfbarkeit ausgerichtet. Das bewusste Hin-
wegsetzen über Vorschriften ist nun eine Straftat und 
nicht mehr lediglich eine Ordnungswidrigkeit. Auch ist 
nun das Strafmaß bei Verstößen gegen ein Waffen-
embargo erhöht. 
 
Das erneuerte AWG eröffnet nun auch die Möglichkeit 
einer Selbstanzeige des Exporteurs. Dadurch sollen 
Unternehmen einen Anreiz erhalten, die betriebsinter-
nen Abläufe zu untersuchen, zu verbessern und Feh-
ler umgehend zu melden. Wenn ein Unternehmen 
durch Eigenkontrolle einen Verstoß gegen das Au-
ßenwirtschaftsrecht aufdeckt, kann es in bestimmten 
Fällen von der Möglichkeit der Selbstanzeige 
Gebrauch machen, solange die zuständige Behörde 
zu diesem Sachverhalt noch keine Ermittlungen auf-
genommen hat. Die Selbstanzeige ist formfrei mög-
lich. Mit der Selbstanzeige gemeldete Exportverstöße 
auf Ebene einer Ordnungswidrigkeit werden dann 
nicht mehr verfolgt. Für Exportstraftaten ist eine 
Selbstanzeige aber nicht strafbefreiend möglich.  
 
Ein Verstoß gegen die Außenwirtschaftsbestimmun-
gen kann für die Unternehmen und Verantwortlichen 
schwerwiegende Folgen mit sich bringen, so die Ver-
hängung von Bußgeldern und Freiheitsstrafen. Auch 
kann das BAFA bei unzulässigen Exporten die Unzu-
verlässigkeit des Unternehmens feststellen und damit 
spätere Genehmigungsanträge ablehnen. 
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